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§ 45 Verkehrszeichen und Verkehrseinrichtungen 

gen. Gebietsbezogene Anordnungen sind nur begrenzt in den 

dafür vorgesehenen Fällen möglich, z.B. bei Z. 270.1, 274.1, 

Insbesondere zur Verminderung von Lärm oder Kohlenstoff 

sionen (C02 ) fehlen gebietsbezogene Regelungen, die flächeri"d 

Fahr- und Parkverbote ermöglichen. Zudem ist das Verhältnis ilt~\i 

abgaben ("Road-Pricing" oder "City-Maut Jl 

) sowie den -,,--_ .. ,.<. ,' 


hängenden Rechtsgarantien der straßenrechtlichen Wi 

ungeklärt. Die seit 1995 eingefülute Bundesfernstraßengebühr'r'K 

schwere Nutzfahrzeuge erfolgt nicht aus Verkehrsgründen, 

der Harrnonisierung der Maut in den EU-Mitgliedstaaten (B 

der Mauterhebung hat das Bundesamt für Güterverkehr (B 

Toll Collect GmbH beauftragt (§ 4 Abs. 2 ABMG). Der Firma 

die Baulastträgeraufgabe für die zur Mauterhebung von 

kehrsbehörde anzuordnenden Verkehrszeichen und Verkehrseinricl1 

(§6 Abs. 2 ABMG). Ein eigenständiges Anordnungsrecht 


. lastträgers nach § 45 Abs. 2) hat der Betreiber aber nicht. Außerderii:'t 
die zum Mautbetrieb erforderlichen Anlagen auf den Bundesferti~ 
nur im "Einvernehmen JI mit den Straßenbaubehörden der Länder ".­
werden. 

2.1;1 Rechtmäßigkeit der Anordnung 

Für die Rechtmäßigkeit der Beschilderung ist die Straßenverkehrsl:i~ 


verantwortlich (BVerwG NZV 1999,309; VRS 98, 455). Ihr 

durch die bindenden Vorgaben der StVO und der VwV 

auf beruhender Richtlinien bestimmt, um im gesamten Bundesgebii 

heitliche und vergleichbare Verkehrsverhältnisse zu gewährleistei 

Hamburg NZV 2002, 534; Rebler DAR 2013, 348). Soweit ihr 

Ermessen zusteht, hat sie einen Beurteilungsspielraum, "ob" 

ßungserrnessen) und "wie" (Auswahlermessen) eine Maßncw.ul~c.:'; 


ordnen ist. Innerhalb des Beurteilungsspielraums muss die Entscli~ 

nach d~n Grundsätzen des allgemeinen Verwaltungsrechts "...,flirht';:" 


erfolgen.1o Die Entscheidung darf weder von persönlichen . ' 

noch von sachfremden Erwägungen getragen werden. Die Entscheü:l,l 

sip.d unter Beachtung der Grundsätze des Vertrauensschutzes, d 

behandlung und der Verhältnismäßigkeit zu treffen (Folge a 

Abs. 3 GG, wonach die Verwaltung an Gesetz und Recht gebundE: 

Der Vorbehalt des Gesetzes (Gesetzmäßigkeit) bedeutet, dass 


9 	Das Autobahnmautgesetz (ABMG) vom 5.4.2002 (BGBL I S. 1234) i. 

1.2.2004 (BGBI. I S. 3122) nebst LKW-Maut-Verordnung vom 24.6.2 

S. 1003) beruht auf der EU-Wegekostenrichtlinie 1999/62 EG, die es 

staaten gestattet, an der Länge der genutzten Strecke und den 

sen orientierte Abgaben zu erheben. Das ABMG ist ersetzt worde 

19.7.2011 in Kraft getretene Gesetz über die Erhebung von streckenbez?9} 

Gebühren für die Benutzung von Bundesautobahnen und Bundesferw.tf~ 

(Bundesfernstraßenmautgesetz - BFStrMG) vom 12.7 .2011 (BGBl. I S. 

vom 10.6.2015 (BGBl. I S. 922). Bei der Bestimmung der Gesamtmas.se 

tragung im Fahrzeugschein maßgebend, auch wenn das Fahrzeug " " } 

worden ist (OVG Münster VRS 118, 61). Kostenschuldner der Mautgebuhr,.,

EigentÜIDeroder Halter des KFZ (s. a. Lüdemann NZV 2004, 381; OVG 

DAR 2013, 98) . 


10 Maßnahmen der Verkehrsbehörden dürfen auch nicht allein politisch elUL 

sein, z. B. weil der Gemeinderat oder Bürgermeister eine bestimmte Entsch':'~!:\'il"'~l.l\;"'i;"' ~'i;'
wünscht (VGH Mannheim DAR 2010, 152) . 	 . ..':. ·, ... ~" " f'.,· ,, ·, .,,~,,·, 
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behörde nur dann in Rechte der Bürger eingreifen darf, wenn sie dazu 
durch ein Gesetz befugt ist (wie StVG nebst seinen Rechtsverordnungen) . 
Die Gesetzmäßigkeit verpflichtet die Verkehrsbehörde, die Gesetze u~d 
Rechtsv~rordnungen auch anzuwenden und durchzusetzen. So muss dIe 
Verkehrsbehörde eingreifen, wenn angeordnete Verbote häufig missach­
tet werden (VG Würzburg NZV 2010, 111: Sc.hleichverkehr über e)nen 
Feldweg). Dabei muss die Verkehrsbehörde nicht nur rechtstreu, sondern 
auch glaubwürdig handeln. So wären Anordnungen unzulässig; die durch 
rechtmäßiges Verhalten nicht befolgt werden können, z. B. zugelassenes 
parken auf schmalen Straßen, wenn dadurch der fließende Verkehr in den 
Gegenverkehr ausweichen muss (OVG Bremen VRS 66, 232). Verletzt die 
Straßenverkehrsbehörde ihre Regelungspflicht, haftet sie für Schäden nach 
§ 839 BGB i. V.m. Art. 34 GG (s. a. Rebler DAR 2015, 285) . 
Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit (" Überrnaßverhot") erfordert, dass 
Maßnahmen aufgrund einer Interessen- und Rechtsgüterabwägung nicht 
zu Nachteilen führen dürfen, die zum erstrebten Erfolg erkennbar außer 
Verhältnis stehen. Der Grundsatz ist gewahrt, wenn die Maßnahme möglich 
und geeignet ist, den gelindesten Eingriff darstellt und nicht länger als not­
wendig aufrechterhalten bleibt. Möglich ist jede Maßnahme, die rechtlich 
zulässig und tatsächlich durchführbar ist. Geeignet ist sie dann, wenn sie 
der Sicherheit oder Ordnung des Verkehrs dient. Dabei kommt es nicht 
darauf an, dass Gefahren- 'Oder Ordnungsdefizite vollständig beseitigt wer­
den; entscheidend ist vielmehr, dass die Maßnahme objektiv geeignet ist. 
Die gelindeste Maßnahme wird getroffen, wenn von mehreren geeigneten 
Möglichkeiten diejenige gewählt wird, die sowohl den Einzelnen als auch 
~e Allgemeinheit arn wenigsten beeinträchtigt. Das Verbot des zeitlichen 
Ubermaßes bedeutet, dass eine Maßnahme nur so lange zulässig ist, bis der 
Zweck erreicht ist oder sich zeigt, dass er nicht erreicht werden kann. So 
ist z. B. eine Lieferzone nach Z. 286 zu entfernen, wenn der Bedarf durch 
Wegzug von Firmen entfallen ist. Eine Signalregelung ist aufzuheben, wenn 
ein verkehrsberuhigter Bereich eingerichtet wurde. 
Außerdem dürfen Verkehrszeichen nur angeordnet werden, wenn dies 
ZWingend geboten ist, um den angestrebten Zweck zu erreichen (§ 45 
~bs. 9). Dasist um dann der Fall, wenn erstens aufgrund der besonderen 
ortlichen Verhältnisse eine Gefahrenlage besteht, die zweitens das allge­
meine Risiko einer Beeinträchtigung des Lebens und der Gesundheit der 
Verkehrsteilnehmer sowie des privaten und öffentlichen Sacheigentums 
erheblich übersteigt. Eine solche Gefahrenlage ist dann anzunehmen, wenn 
es ohne verkehrsbehördlichen Eingriff mit an Sicherheit grenzender Wahr­
Scheinlichkeit zu Unfällen oder Schäden kommt. In jedem Einzelfall ist somit 
eIne sorgfältige Prüfung der Verkehrssituation und des Unfallrisikos erfor­
derlich (BVerwG VerkMitt 2011 NT. 8 =DAR 2011,39 = NZV 2011, 156 = 
~RS 120,113 = SVR 2010, 476: LKW-Überholverbot; BVerwG DAR 2011,39; 
BVerwG DAR 2007, 662 = NZV 2007, 643; VG Würzburg SVR 2008, 434; VG 

amburg NZV 2002,534; VGH München NZV 2009, 624 = VRS 117,360 = 
~AR 2010,40) . Während § 39 Abs. 1 an die Verkehrsteilnehmer adressiert 
~t, konkretisiert § 45 Abs . 9 das Maß der erforderlichen Abwägung bei Ver­
~hrsbeschränkungen, z. B. durch Streckenführung (Kurven, Gefälle, nicht 

~lnsehbare Stellen), Verkehrsbelastung (DTVll). hohen Schwerlastanteil, 
ohes Unfalliisiko (BVerwG VerkMitt 2002 NT. 8 = DAR 2001, 424 = NZV 
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2.1.2 C:;:rhilri",rhSl 

für die \lerkebrsbehörde 

des 
in die 

2.1.3 

sondern 
einbezogen 

verkE~hl·stE,ch:nü,cblen KOirrunentclr "Hinweise 
Ve!rkehrszeiichem (HAV) , 


